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Zahlt Deutschland zuviel an die 
EU? Und wenn ja, woran liegt 

es, und w ie könnte es geändert 
werden? Der F inanzierungsbeitrag 
D eutschlands -  w ie der übrigen 
M itg liedstaaten -  w ird zunächst 
von der Höhe und Zuw achsra te des 
EU-Haushalts bestim m t. In den 
acht Jahren von 1987 bis 1994, 
dem  Jahr vor der „N orderw e ite 
rung“ , hat sich der EU-Haushalt 
von 35,3 Mrd. ECU (73,1 M rd. DM) 
auf 70,0 Mrd. ECU (134,7 Mrd. DM) 
verdoppelt. D ieser Anstieg „e rk lä rt“ 
den weitaus größten Teil der Z u
nahme der deutschen B ru ttozah
lungen an die EU von 19,8 Mrd. DM 
auf 41,0 M rd. DM im gleichen Ze it
raum. 4,5 Mrd. DM sind dem  W ie
dervere in igungseffekt und Sonder
entw ick lungen zuzuschreiben. Will 
man das W achstum stem po der Fi- 
nanzfransfers brem sen, dann muß 
dem nach zunächst beim  Haushalt 
se lbst angesetzt werden. Ein erster 
Ansatzpunkt könnte darin liegen, die 
Ausgaben-Obergrenze auf dem 
derzeitigen Stand von 1,22% des 
Bruttosozia lprodukts einzufrieren, 
d.h., die bis 1999 beschlossene Ex
pansion auf 1,27% auszusetzen. 
Dies würde zugleich Spielraum 
schaffen für die Finanzierung m ittel- 
und osteuropäischer Beitrittsländer.

Zwei große Ausgabenb löcke be
stim m en die Entw icklung des EU- 
Haushalts; die G em einsam e A grar
po litik  und die S truktur- und Kohä
s ionspolitik . Die Ausgaben für die 
Gem einsam e A grarpo litik  m achen 
derzeit m it rund 77 Mrd. DM knapp 
die Hälfte des EU-Budgets aus. Ihr 
Anteil ist zwar seit den siebziger 
Jahren trendm äßig gesunken; ab 
solut sind die Ausgaben aber s tän
dig  expandiert, und sie  sollen nach 
der finanziellen Vorausschau bis 
1999 w e ite r real steigen. Ö kono
m isch g ib t es dafür keine Begrün
dung. Ein zw eiter Ansatzpunkt 
wäre dem nach die Festschreibung 
der Agrarausgaben auf dem  derzei
tigen realen, besser noch nom ina
len Niveau -  als E instieg in eine 
grundlegendere, auf das S ubsi
d iaritä tsp rinz ip  gestützte  Reform. 
Die S truktur- und Kohäsionspolitik
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beanspruch t heute 33%  des Ge
sam thaushalts und soll bis 1999 
w e ite r auf 35%  ansteigen. Hier 
em pfieh lt sich -  als d ritte r A nsa tz
punkt -  die Konzentration der M ittel 
auf die Regionen m it dem  größten 
Entw ick lungsrückstand und die 
Senkung der Bete iligungssätze der 
G em einschaft von 75 % auf 50 %>, 
w ie es von F inanzstaatssekretär 
S tark kürzlich gefordert wurde. Da
m it könnte die ökonom ische Effiz i
enz der S truktu rpo litik  gesteigert 
und zugle ich ein Spareffekt erzielt 
werden.

Neben dem  Volumen des EU- 
Haushalts ist es der F inanzierungs
schlüssel, der den B ru ttobe itrag  
der einzelnen M itg liedstaaten be 
stim m t. Bei einem Anteil am B ru tto 
sozia lp rodukt der EU von 28,1%  
hat Deutschland 1995 29,3%  der 
E igenm itte l der G em einschaft au f
gebracht. Gem essen allein an den 
M ehrwertsteuer- und BSP-E igen- 
m itte ln , bei denen eine nationale 
Zurechenbarke it am ehesten gege
ben ist, erre icht der deutsche Anteil 
sogar 30 ,1% . Nach dem  ersten 
M aßstab hätte Deutschland rund 
840 Mill. ECU (1,6 Mrd. DM), nach 
dem  zweiten 1,1 Mrd. ECU (2,1 
Mrd. DM) „zuv ie l“ S teuern und A b 
gaben an die EU abgeführt. Dies 
g ilt freilich auch für andere Länder 
und ist n icht zuletzt auf den Bei
tragsraba tt für G roßbritannien in 
Höhe von insgesam t 1,5 Mrd. ECU 
(davon 333 Mill. ECU = 623 Mill. DM

zu Lasten Deutschlands) zurückzu
führen. Ein vierter Ansatzpunkt ist 
desha lb die Verbesserung des Auf
kom m enssch lüsse ls: durch Ab
schaffung des Rabatts für Großbri
tannien nach 1999 und die Fixie
rung einer einheitlichen Obergren
ze für die Sum m e der von jedem 
M itg liedstaat abzuführenden Mehr
wertsteuer- und BSP-Eigenmittel, 
die sich nach dem  Bruttosozialpro
dukt des M itgliedstaates -  und 
n icht der EU insgesamt -  bemißt. 
Aus deu tsche r S icht kaum attraktiv 
erscheint hingegen die Umstellung 
auf eine Bemessungsgrundlage, 
die vor allem am Pro-Kopf-BSP an
setzt; Die Bundesrepublik als Hoch
einkom m ensland könnte dabei 
n icht gewinnen.

Das eigentliche Problem sind in
dessen n icht die Finanzleistungen 
an die EU, sondern die Rückflüsse 
in die Bundesrepublik und somit 
die deutsche „Nettozahlerpositi
on “ . Dabei sollte eines klar sein: In 
einer auf S olidaritä t gegründeten 
EU w ird die einkommensstarke 
B undesrepub lik  weiterhin Netto
zahler b leiben müssen. Anstoß 
muß freilich die stark verzerrte La
stenverte ilung erregen: Nach den 
in der ö ffen tlichen Diskussion ge
nannten Zahlen kam Deutschland 
1995 m it 22 M rd. DM allein für 63% 
aller Nettozahlungen auf, gefolgt 
von G roßbritannien mit 6,6 Mrd. 
DM; aber auch das deutlich ein
kom m ensschwächere Italien ge
hörte m it 1,3 Mrd. DM zu den Net
tozahlern. So reiche Länder wie Dä
nem ark und -  als Behördensitze- 
Luxem burg und Belgien gehörten 
hingegen zu den Nettoempfän
gern. Die schiefe Verteilung ist eine 
Folge der Ausgabenstruktur der EU 
m it der bereits erwähnten Konzen
tra tion auf Agrar- und Strukturaus
gaben. Die Lösung liegt daher mit
te lfris tig  in einer Reform dieser Po
litiken, zw ischenzeitlich indessen in 
einem neugestalteten finanziellen 
Korrekturm echanism us, der unter 
den einkommensstärkeren Län
dern für eine angemessene Lasten
verte ilung pro Kopf der Bevölke
rung sorgt.

384 W IRTSCHAFTSDIENST 1996/Vlll


